
Samstag / Sonntag, 11. / 12. April 2015 71. Jahrgang Nr. 84 Frankfurter Rundschau MEINUNG 11
10

10 MEINUNG Frankfurter Rundschau Samstag / Sonntag, 11. / 12. April 2015 71. Jahrgang Nr. 84

AKTIVPOSTEN

„Ohne sie geht
es nicht“

Giulia Kornder setzt sich
für Flüchtlingsfamilie ein

Ob für Datenschutz oder gegen Ab-
schiebung, für Kulturzentren oder ge-
gen Megabahnhöfe – immer öfter ent-
stehen politische und gesellschaftliche
Initiativen nicht mehr aus Parteien
und anderen Organisationen und In-
stitutionen heraus, sondern werden
von Einzelnen gestartet. Es sind Men-
schen, die aktiv etwas verändern wol-
len. In Zusammenarbeit mit der Peti-
tionsplattform Change.org stellt die
FR jeden zweiten Samstag einen von
ihnen vor.

Den Nagel auf den Kopf trifft ein
Unterstützer der Petition gegen

die Abschiebung der Familie Milani.
Nachdem Cihan Biçer die Forde-
rung, die albanische Familie aus
Deutschland nicht abzuschieben,
unterzeichnet hat, fragt er: „Wem
schadet es denn, wenn sie bleiben?“
Es geht um drei Kinder und ihre El-

tern, die aus Alba-
nien geflohen wa-
ren, weil die Fami-
lie in ihrer Heimat
mehrfach angegrif-
fen worden ist. Ihr
Haus wird ange-
zündet, als der Va-

ter und die neunjährige Tochter sich
darin befinden; sie können sich ret-
ten, erleiden aber Verletzungen. Auch
ihr neues Haus wird angegriffen.

Aus Angst um die Kinder fliehen
die Milanis aus Shkodra an der
Adriaküste. Seit einem Jahr leben
sie in Zülpich, Nordrhein-Westfalen.
Bis Ende des Monats sollen sie
Deutschland aber verlassen – ob-
wohl Menschenrechtsorganisatio-
nen Albanien nicht als sicheres Her-
kunftsland ansehen, obwohl die El-
tern Deutsch lernen, und obwohl die
Kinder sich gut integriert haben. Die
Milanis scheinen eine Vorbild-Ein-
wandererfamilie zu sein, doch das
interessiert die Behörden wenig.
Umso größer ist das Engagement für
die Milanis in Zülpich selbst.

Giulia Kornder half als Mitschüle-
rin Ervina Milani nicht nur von An-
fang an beim Deutschlernen, son-
dern setzt sich jetzt auch für ihr Blei-
berecht ein. Sie hat auf Change.org
eine Petition für die Milanis gestar-
tet. Giulia Kornder hat schon einige
enttäuschende Worte von der Aus-
länderbehörde gehört, doch die
15-Jährige will weiter kämpfen, „bis
wir unser Ziel erreicht haben“.

„Als unsere Lehrerin uns sagte,
dass zu uns eine Schülerin in die
Klasse kommt, die ein Flüchtling ist,
habe ich mich gefragt, wie es mir an
ihrer Stelle gehen würde“, berichtet
Guilia. Mit dieser Frage begann eine
Freundschaft. Nun bangen die
Freundinnen gemeinsam, denn im
Moment machen die Behörden kei-
ne Anstalten, sich zu bewegen und
den Milanis ein Bleiberecht zu ertei-
len. Guilia Kornder braucht deswe-
gen mehr Unterstützer.

„Bevor ich die Familie kannte, ha-
be ich mich gefragt, was die Flücht-
linge so den ganzen Tag machen“,
sagt die Schülerin. Inzwischen wisse
sie, wie schwierig der Alltag für die
Menschen auch in Deutschland sei.
„Die Milanis sind ungeheuer fleißig,
sie gehören zu uns. Unsere Klasse
kann es sich ohne Ervina nicht mehr
vorstellen.“ Viktor Funk

Der Aufruf ist zu finden unter:
www.change.org/familiemilani

GASTBEITRAG

Von Kanada lernen
Deutschland wird ob seiner Erfolge auf

dem Arbeitsmarkt derzeit gerne als
Reformvorbild empfohlen. Doch umge-
kehrt hat auch Deutschland Anlass, auf
wichtigen Zukunftsfeldern von anderen zu
lernen. Etwa in der Familienpolitik von
Frankreich oder den skandinavischen Län-
dern, denen es weitaus besser gelingt, Fa-
milie und Beruf zusammenzubringen.
Deutschland hingegen kämpft seit langem
mit einer zu niedrigen Geburtenrate. Sie
ist die Hauptursache für die viel diskutier-
te drohende „demografische Falle“ mit all
ihren Folgen, die uns schon bald für Jahr-
zehnte begleiten wird. Die wichtigsten
sind die erhebliche Schrumpfung und Alte-
rung unserer Erwerbsbevölkerung sowie
die dadurch ausgelöste Gefährdung unse-
rer sozialen Errungenschaften.

Dies ist eine Herausforderung an ganz
Europa. Denn infolge der demografischen
Entwicklung wird ohne besondere Verhal-
tensänderungen bis 2060 wahrscheinlich
fast jeder dritte Einwohner Europas 65
Jahre oder älter sein. Wir können also kei-
nesfalls hoffen, von Bevölkerungsreserven
unserer Partnerländer zu profitieren.

Um so notwendiger ist es, auf aktive Zu-
wanderung bei uns zu setzen. Die deut-
sche Politik hat sich hier jedoch zu lange
mit kleinen Schritten begnügt, die uns in-
ternational das Image der „Begrenzung“
statt der „Öffnung“ des Arbeitsmarktes wie
unserer Gesellschaft insgesamt einge-
bracht haben. Über Jahrzehnte waren wir
faktenwidrig „kein Einwanderungsland“,
dann war „das Boot voll“, Ethnizität wurde
mit dem Begriff von „Multikulti“ zum
Schimpfwort und selbst die mit der Oster-
weiterung der EU vereinbarte Freizügig-
keit der Osteuropäer wurde über sieben
Jahre Übergangszeit verzögert.

Heute setzt sich die Erkenntnis durch,
dass wir unsere sozialen Standards und
unsere Lebensqualität ohne signifikante
Zuwanderung nicht sichern können, auch
wenn andere politisch längst gebotenen
Anpassungsmaßnahmen wie die volle
Gleichstellung der Frau am Arbeitsmarkt
hinzukommen. Auch wird zunehmend
transparent, dass zwischen Assimilation
und „Multikulti“, verstanden als dem Ne-
beneinander von Kulturen, eine moderne
Form der „Integration“ gesellschaftlich und

wirtschaftlich bedeutsam wird: die Vielfalt
der Ethnizitäten, verstanden als kräftiges
„sowohl als auch“. Niemand muss seinen
ethnischen Ursprung und seine Kultur ver-
leugnen, wenn er sich in Deutschland inte-
griert. Dazu passt die wirtschaftliche De-
batte um ein erfolgreiches „Diversitiy-Ma-
nagement“ in Firmen wie die Einführung
einer „dualen Staatsbürgerschaft“.

In die Rolle des Einwanderungslandes
sind wir durch die unvollendete „Gastar-
beiterpolitik“ nach dem Anwerbestopp
1973 hineingestolpert, durch die viele
Menschen blieben und ihre Familie nach-
holten, gerade weil keine Freizügigkeit
herrschte. Die Fehler aus unzureichender
gesellschaftlicher und wirtschaftlicher In-
tegration sehen wir noch heute. Wir erken-
nen sie beispielsweise, wenn immer noch
anonyme Bewerbungsverfahren trotz bes-
ter Qualifikation Einstellungsdiskriminie-
rung bei Migranten offenlegen.

Trotz der Fortschritte im Detail braucht
Deutschland einen Mentalitätswandel und
ein richtiges Einwanderungsgesetz, das
temporäre wie dauerhafte Zuwanderung
aus wirtschaftlichen oder anderen Grün-
den transparent und klar regelt. Migranten
und die Bevölkerung in Deutschland soll-
ten die Mechanismen einfach nachvollzie-
hen können, um Vorurteile abzubauen und
Integrationsanreize zu erhalten. Die wich-
tigste Zukunftsaufgabe in der Migrations-
politik ist dabei die dauerhafte Zuwande-

rung, die neben einem Daueraufenthalt
für eine Arbeitsaufnahme auch einen Weg
zur Staatsbürgerschaft weisen muss. Für
die Aufnahme kurzfristiger Arbeit wurden
bereits sinnvolle Regelungen gefunden.

Das Punktesystem, das durch die Zu-
wanderungspraxis Kanadas besonders be-
kannt geworden ist, eignet sich am besten,
um die gewünschte Kombination aus
Transparenz, klarer Regelung, Anreiz zum
Kommen, aber auch Filter für eine Ableh-
nung zu erzielen. Kriterien wie Alter, Aus-
bildung, Beruf, Sprachkenntnisse und der
Arbeitsmarktbedarf gemessen an einem
vorliegenden Jobangebot oder die Qualifi-
kation für bestimmte Mangelberufe kön-
nen genauso mit Punkten versehen werden
wie Integrationsleistungen, etwa die Qua-
lität der Deutschkenntnisse, Aufenthalte
und Arbeitszeiten im Land oder soziale
Vernetzungen. Nach Höchstpunkten kön-
nen deshalb Bewerber so lange kommen,
bis eine politisch vorgegebene Quote er-
reicht ist. Jeder erhält dadurch die Mög-
lichkeit, sich ein Bild davon zu verschaf-
fen, wer nach welchen „Spielregeln“ will-
kommen ist – und wer nicht.

Das Punktesystem hat auch den
Charme großer politischer Flexibilität. Die
in ihm zum Ausdruck kommende Wertung
für die einzelnen Faktoren kann im Zuge
von einfachen Verwaltungsakten an politi-
sche und wirtschaftliche Notwendigkeiten
angepasst werden. So hat Kanada gerade
seine Gewichtung eines vorliegenden Job-
angebots stark erhöht. Das Land hat kein
großes demografisches Anpassungspro-
blem und optimiert somit den kurzfristi-
gen wirtschaftlichen Nutzen.

Aber ein Einwanderungsgesetz allein
reicht nicht. Es muss eingebunden sein in
eine offensive Informationspolitik und eine
Kultur des Willkommens. Kanada beschäf-
tigt weltweit in seinen Botschaften Spezia-
listen, die aktiv um Zuwanderung werben
und Migrationswillige auch beraten. Paten
kümmern sich um Zuwanderer im Land.
Deren Integration ist und bleibt gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Sie geht jeden an.
Weil alle von ihrem Erfolg profitieren.

Klaus F. Zimmermann ist Direktor des unabhän-
gigen Forschungsinstituts zur Zukunft der Arbeit
und Wirtschaftsprofessor der Universität Bonn.

Die Bundesrepublik
braucht jetzt ein modernes

Einwanderungsgesetz
und das Ausland kann
Beispiele dafür geben.

Von Klaus F. Zimmermann

LEITARTIKEL

Kubas turbulente Zukunft
Es ist jetzt Freitag, 13 Uhr 11. Das ist

wichtig, denn der Leser, die Leserin,
die diese Zeitung am Samstag aufschla-
gen, werden schon wissen, ob es in
Panama-Stadt beim Treffen der latein-
amerikanischen Staaten nur zu einem
Handschlag zwischen den Präsidenten
der USA und Kubas, Barack Obama und
Raúl Castro, gekommen sein wird. Oder
haben sich die beiden an einem Tisch ge-
genübergesessen oder gar eine Stunde
oder mehr in zwei Sesseln nur mit Dol-
metschern geplaudert? Gäbe es nichts als
einen Handschlag – das wäre eine tiefe
Enttäuschung.

Den gab es nämlich schon einmal. Am
Rande der Beerdigung von Nelson Mande-
la. Das Bild von beiden, sich an einem
Tisch gegenübersitzend, signalisierte Ver-
handlungen. Damit rechne ich nicht. Da ist
Panama vielleicht kein ungeeigneter Ort,
aber das Treffen der lateinamerikanischen
Staaten sicher der falsche Background. Ei-
ne demonstrative Sesselplauderei aber wä-
re ein deutliches Zeichen, dass beide Ernst
machen möchten mit dem Ende der Kon-
frontation, dass beide bereit sind, mit ei-
nander zu sprechen.

Wenn dann noch bekannt würde, worü-
ber man sprach und worüber man in Zu-
kunft sprechen wird, dann hätte sich tat-
sächlich etwas getan, seit US-Präsident
Obama am 17. Dezember seinen Kurs-
wechsel in der Kuba-Politik bekannt gab.
Wir könnten das Gefühl haben, dass das
halbe Jahrhundert Konfrontation jetzt
wirklich zu Ende geht.

Es geht in Kuba schon seit Jahrzehnten
nicht mehr um Sozialismus. Die Vorstel-
lung, dort eine bessere Welt zu errichten,
wurde schon vor vielen, vielen Jahren zu
Grabe getragen. Wer sie noch hatte und zu
propagieren wagte, landete im Gefängnis
und tut das immer noch.

Jeden Monat werden Hunderte festge-
nommen, weil sie von ihrem Recht auf
freie Meinungsäußerung Gebrauch ma-
chen. Allein im Jahr 2014 hat es einer ku-

banischen Bürgerrechtsorganisation zufol-
ge 8400 politisch motivierte Verhaftungen
im Land gegeben. Die Inhaftierten werden
nahezu alle von der Staatssicherheit oder
der Polizei misshandelt und bedroht. Nach
ein paar Tagen kommen sie wieder frei.

Es gibt keinen Grund, die kubanische
Diktatur schönzureden. Sie hat die Insel
weder ökonomisch noch sozial oder gar
politisch nach vorne gebracht. Genau das
aber hatte sie am Anfang nicht nur ver-
sprochen, sondern vielleicht sogar gewollt.
Es gibt auch wenig Anlass, darauf zu ver-
trauen, dass die Annäherung an die USA
zu einer Verbesserung der Lage der Mehr-
heit der Kubaner führen wird.

Die Befürchtung, dass Exilkubaner alles
unternehmen werden, um den Zustand vor
der kubanischen Revolution von 1959 wie-
derherzustellen, drängt sich auf. Eine
Rückkehr zur Kombination von politischer
Diktatur gegenüber der eigenen Bevölke-
rung bei gleichzeitiger stetig zunehmender
ökonomischer Abhängigkeit von den USA
wäre fatal.

In den nächsten Monaten wird man er-
fahren, wie die beiden Staaten ihre Bezie-
hungen regeln werden. Was meinen Ba-
rack Obama und Raúl Castro mit „Norma-

lisierung“? Es wird einen Deal geben. Wie
wird der aussehen? Kuba wird von der Lis-
te der den Terrorismus unterstützenden
Staaten genommen? Das könnte die Re-
gierung sofort machen. Ein Ende des Em-
bargos? Das kann nur der Kongress erklä-
ren. Dass er das tut, ist sehr unwahr-
scheinlich.

Wird es seitens der USA staatliche Hil-
fen für die kubanische Wirtschaft geben?
Werden amerikanische Firmen auf Kuba
investieren können? Unter welchen Bedin-
gungen? Wer sind die Verhandlungspart-
ner? Auf welche Konten geht das Geld?
Wird es Wahlen in Kuba geben? Wie wird
die Möglichkeit der Auswanderung gere-
gelt werden? Werden die USA kubani-
schen Flüchtlingen weiter ein Bleiberecht
in den USA gewähren? Wird die kubani-
sche Regierung weiter dagegen Sturm lau-
fen? Das sind nur ein paar von Hunderten
von Fragen. Sicher aber scheint mir: Es
wird turbulent auf Kuba zugehen. Je tur-
bulenter, desto unwahrscheinlicher wird
die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit
von den USA.

Über das alles lässt sich heute nur spe-
kulieren. Eines aber hat Barack Obama
jetzt schon erklärt: Die Politik der Isolation
Kubas ist rigide und unwirksam. Zu dieser
Einschätzung waren viele schon vor vielen,
vielen Jahren gekommen. Es hat weder
den USA noch Kuba genutzt, dass die
Hardliner auf beiden Seiten sich mehr als
ein halbes Jahrhundert lang gegen diese
Einsicht gesperrt hatten.

Die Politik des „Mit dem rede ich nicht“
ist also in Kuba gescheitert. Sie war auch
gegenüber dem Iran nur schädlich. Wie
soll sie heute – zum Beispiel in Syrien –
vernünftig sein? Natürlich muss man mit-
einander reden. Man muss es, wenn man
die Schlacht nicht riskieren möchte. Man
muss es aber auch, wenn man den Krieg
will. Dann muss man anschließend reden.
„Mit dem rede ich nicht!“ ist kein Ausdruck
der Stärke. Es ist die Parole völliger Hilflo-
sigkeit. Seite 6

ARNO WIDMANN

Die Annäherung an die USA wird

die Lage der meisten Kubaner

wohl kaum verbessern. Aber gewiss ist:

Es nutzt niemandem, den Dialog

zu verweigern.

KOMMENTARE

Hilfreich gegen
Vorurteile

Von Thomas Kröter

Sigmar Gabriel ist vorgeprescht.
Der Bund müsse mehr tun, um

die Städte und Gemeinden bei den
Kosten der Unterbringung von
Flüchtlingen zu entlasten, hat er ge-
sagt und versprochen, dass nach
Wegen gesucht werde. Daraus hat
mancher gemacht, was er gern hö-
ren wollte: Gabriel verspricht Kom-
munen mehr Geld für Asylbewerber.
Genau das aber hat er nicht getan.
Er hat bloß ein paar Formulierungen
gebraucht, die so interpretiert wer-
den können. Der Bund hat sich fest-
gelegt: Für 2015 und 2016 gibt es
insgesamt eine Milliarde zusätzlich.
Danach wird man weitersehen.

Wichtiger als die Andeutungen
zum Geld ist die Argumentation des
Vizekanzlers: Der Bund soll dazu
beitragen, dass die Städte und Ge-
meinden ihre Pflichtaufgaben wahr-
nehmen können – vom Unterhalt der
Kindergärten bis zum Straßenbau.
Kein Zufall, dass Gabriel das in der
Nähe von Tröglitz gesagt hat, wo ge-
rade ein Haus gebrannt hat, in dem
Asylbewerber unterkommen sollen.
Der SPD-Chef will so dem Vorurteil
entgegentreten: Die kriegen alles
und für uns Deutsche bleibt nichts
übrig. Gabriel weiß, dieser falschen
Auffassung hängen nicht nur Pegida-
Demonstranten an, sondern auch
Wähler seiner Partei. Sie will er ei-
nes Besseren belehren. Ein wichtiger
Beitrag zur Beruhigung der aufge-
regten Flüchtlingsdebatte. Seite 3

Lückenhafte
Terrorabwehr

Von Markus Decker

Es gibt ja den schönen Spruch:
„Freitags nach eins macht jeder

seins.“ Dass dies aber nicht nur fürs
Einwohnermeldeamt, sondern auch
für die deutsche Terrorabwehr gilt,
überrascht dann doch.

Die Sicherheitspolitiker lassen im
Licht von Terrorakten selten eine
Gelegenheit verstreichen, nach neu-
en Gesetzen, mehr Geld oder mehr
Personal zu rufen. Innenminister
Thomas de Maizière (CDU) erwägt
gerade die Bildung einer neuen Spe-
zialeinheit. Man kann den Verant-
wortlichen das alles nicht verden-
ken. Denn im Falle eines Attentats
werden im Zweifel jene, die heute
vor Hysterie warnen, morgen nach
den Gründen dafür suchen, warum
das Attentat nicht verhindert wurde.

Nur: Dass Bund und Länder die
Terrorabwehr an fünf Tagen in der
Woche hochhalten, um sie an den
übrigen Tagen herunterzufahren,
mutet zumal im Lichte der bekann-
ten Debatten wie ein Scherz an. Und
die Feststellung, dass es ein schlech-
ter Scherz sei, ist da noch eine kaum
mehr statthafte Beschönigung. Es ist
eine Peinlichkeit sondergleichen.

Wenn bei der Terrorabwehr wei-
terhin die Losung gilt: „Freitags
nach eins macht jeder seins“, dann
wissen die Terroristen, wann sie zu-
schlagen müssen. Und wenn
Deutschlands Sicherheit davon ab-
hängt, dass ein Beamter am Samstag
gerade schlecht zu erreichen ist,
brauchen wir uns über alles andere
nicht mehr zu unterhalten. Seite 4

KOLUMNE

Lieber Herr Thadeusz!
Mittlerweile setzt sich ein Bild zusam-

men, wie es wohl dort zugeht, wo
sich die Menschenschinder des „Islami-
schen Staats“ zu Hause fühlen. Hier schär-
fen Terrortouristen ihre Enthauptungsmes-
ser. Dort sitzen die etwas filigraneren Cha-
raktere und hacken Propaganda in die Net-
ze westlicher Fernsehsender. Wahrschein-
lich gibt es auch Power-Point-Präsentatio-
nen über neue Massakriertechniken. Oder
Informationen über Kulturdenkmäler, die
zur Schändung anstehen. Musik ist den
richtig Irren unter den islamischen Extre-
misten üblicherweise verboten. Bleiben
zur Zerstreuung also nur Themenabende
über große historische Barbaren. Wie den
Vandalenkönig Geiserich, der im Jahr 455
Rom plünderte und die Kaiserin raubte.
Selbstverständlich würde ich gerne in das
IS-Netzwerk eindringen. Um bei den Mör-
dern für ein Leben zu werben, in dem je-
der auf das Köpfen anderer Menschen ver-
zichtet. Wahrscheinlich ist die US-Luftwaf-
fe aber mit ihren Argumenten gegen den IS
überzeugender.

Generell mache ich mir zum Vorwurf,
dass ich ehrlicherweise nicht hacken wür-
de, um die Welt zu retten. Dabei könnte
ich damit berühmt werden. Nehmen wir
an, ich knackte das innere System einer
weltmächtigen Großbank. Wie schnell wä-
re ich dann auf dem Weg zu einem Cyber

Hood. Ich säße in Talkrunden, und die Re-
volutionärin Katja Kipping würde mir in
antikapitalistischer Verbundenheit den
Hinterkopf tätscheln.

Mein Ruhm hätte nichts damit zu tun,
was ich im System der Bank tatsächlich an-
zurichten in der Lage bin. Legende, Leute,
es muss legendentauglich sein. Hier Ed-
ward Snowden, der schmale Brillenträger,
der sich den Kampf gegen das übermächti-
ge Böse in Gestalt der NSA traut. Dort ich.
Ein Hacker in seinen mittleren Jahren, der
üblicherweise nur mit seinem Gewicht
kämpft und sogar die ungerechten Straf-
mandate pünktlich bezahlt. Ein halbglatzi-
ger Stino, plötzlich mitten im erbarmungs-
losen digitalen Gefecht mit einer Hydra
des Finanzkapitals. Leider auch ein wenig
langweilig. Einen Hacker-Angriff auf eine

Bank fänden viele Deutsche „irgendwie ge-
recht“. Wenn sie ihrem Bankmann wegen
der Eigentumswohnung oder des Mittel-
klassewagens gegenübersitzen, trauen sie
sich ihm aber nicht entgegenzuschreien,
dass auch er nur ein gewissenloses kapita-
listisches Raubtier ist.

Könnte ich hacken, würde ich dort zu
fummeln versuchen, wo ich mich augen-
blicklich unter Ganoven wiederfinde. Oder
bestimmen wirklich ehrliche Makler, was
ein musikalischer Hit wird? Während ich
Ihnen schreibe, finde ich auf Platz 1 „See
you again“ von Wiz Khalifa, Titelsong des
Anti-Radarfallen-Films „Fast und Furious
7“. Ein selbstmitleidiger Klagegesang, mit
digitaler Quetschkommode nervensägend
untermalt. Dabei wissen alle, die für so was
ein Gefühl haben, welcher Sommerhit aus
den Cabrios klingen wird. Wenn der Som-
mersonnenschein zum Scheinwerferlicht
für den Superstar wird, der in jeder und je-
dem von uns steckt. „Weck die Diva in Dir“
von Mark Scheibe und der romantischen
Band ist mein Hit des Sommers 2015.

Wenn ich in diesem Zusammenhang
ausrufe, dass mir die Musikgeschichte recht
geben wird, berauscht mich wahrscheinlich
genau das übersteigerte Selbstbewusstsein,
das einen echten Hacker auszeichnet.

Jörg Thadeusz ist Moderator.

Wen würden Sie als Hacker

gerne attackieren?


